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I.

203004
Feststellung einer Laufbahnbefähigung

für andere Bewerber nach § 13 Abs. 3 LBG
Bek. d. Geschäftsstelle des Landespersonalausschusses

– 02.03 – 15 – 4/11
v. 13. 4. 2011

Die Mindestberufserfahrung für andere Bewerber, die 
eine Befähigungsfeststellung nach § 13 Absatz 3 LBG 
NRW anstreben, sollte in der Regel vier Jahre betragen. 
Der gewählte Zeitraum liegt damit zwischen der regulä-
ren und maximalen beamtenrechtlichen Probezeit. 

– MBl. NRW. 2011 S. 136

2061
Obdachlosenerhebung

Gem. RdErl. d. Ministeriums für Arbeit, Integration 
und Soziales und des Ministeriums für Inneres 

und Kommunales – 78.31.05.01
v. 11. 4. 2011

Um einen Überblick über die Entwicklung der Zahl der 
Obdachlosen zu erhalten, erstellt der Landesbetrieb In-
formation und Technik Nordrhein-Westfalen zum 30. 
Juni eines jeden Jahres im Auftrag des Ministeriums für 
Arbeit, Integration und Soziale seine Zusammenstellung 
der von den örtlichen Ordnungsbehörden ausgefüllten 
Erhebungsbögen. Die Erhebungsbögen einschließlich Er-
läuterungen werden den örtlichen Ordnungsbehörden 
rechtzeitig zugesandt. Die Bögen sind sorgfältig auszu-
füllen und in einfacher Ausfertigung termingemäß un-
mittelbar an den Landesbetrieb Information und Tech-
nik Nordrhein-Westfalen zurückzusenden. Eine weitere 
Ausfertigung ist von den kreisangehörigen Gemeinden 
dem zuständigen Landrat / der zuständigen Landrätin 
zuzuleiten.

– MBl. NRW. 2011 S. 136

203205
Genehmigung von Dienstreisen der Leiterinnen 

und Leiter von Behörden und Einrichtungen 
und ihrer Bediensteten im Geschäftsbereich 

des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr

RdErl. d. Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr – I B 3 – n.B. 102.01 – 

v. 7. 3. 2011 

Aufgrund des § 2 Absatz 1 des Landesreisekostengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezem-
ber 1998 (GV. NRW. S. 738) in Verbindung mit § 1 Ab-
satz 2 der Auslandskostenerstattungsverordnung vom 
18. Mai 2009 (GV. NRW. S. 411) erteile ich hiermit den 
Leiterinnen und Leitern der Behörden und Einrichtun-
gen meines Geschäftsbereichs jeweils für ihre Person all-
gemein die Genehmigung, Inlands- und Auslandsdienst-
reisen durchzuführen. Ferner ermächtige ich sie, für ihre 
Bediensteten Auslandsdienstreisen zu genehmigen.

Von diesen Ermächtigungen darf nur unter Anlegung ei-
nes strengen Maßstabes und unter Beachtung des Spar-
samkeitsgrundsatzes in dem dienstlich unumgänglich 
notwendigen Umfang im Rahmen der Haushaltsmittel 
Gebrauch gemacht werden.

– MBl. NRW. 2011 S. 136

2057
Dienstkleidungsordnung der Polizei 

des Landes Nordrhein-Westfalen
RdErl. d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 

– 44/43.2 – 63.01.01 –
v. 8. 4. 2011

Ein professionelles Erscheinungsbild und Auftreten der 
Angehörigen der Polizei des Landes Nordrhein-Westfa-
len hat für das Ansehen der Polizei in der Öffentlichkeit 
einen wichtigen Einfl uss und unterstützt die polizeili-
chen Maßnahmen positiv.

1
Allgemeine Grundsätze
1.1
Dienstkleidung i. S. d. Erlasses umfasst alle Kleidungs-
stücke, die den Angehörigen der Polizei des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom Dienstherrn unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt werden (z. B. Uniform, Einsatzanzug).

1.2
Angehörige der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen, 
die mit Dienstkleidung ausgestattet sind, haben diese ent-
sprechend der Aufgabenzuweisung während des Dienstes 
zu tragen, sofern nachfolgend nichts anderes bestimmt 
wird. Dienstkleidung ist der Art der Dienstverrichtung, 
der Jahreszeit und der Witterung anzupassen.

1.3
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte 
tragen während des Dienstes Uniform, soweit nicht für 
die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben das Tragen von 
Zivilkleidung angeordnet oder zugelassen ist. Wird Uni-
form getragen, ist ein einheitliches Erscheinungsbild in 
der Öffentlichkeit sicherzustellen. Die Oberbekleidung 
ist grundsätzlich geschlossen mit Amtsabzeichen zu tra-
gen. Teile der Uniform dürfen nicht in Kombination mit 
privater Oberbekleidung getragen werden.

1.4
Das Tragen der Dienstmütze ist für die Erkennbarkeit 
der Polizei im öffentlichen Raum und zur Unterschei-
dung zu anderen Uniformträgern von besonderer Be-
deutung. Vom Tragen der Dienstmütze kann innerhalb 
von Gebäuden und polizeilichen Liegenschaften, in 
Fahrzeugen sowie aus einsatztaktischen Gründen abge-
wichen werden. Bei Dienstgängen oder Dienstreisen 
kann auf das Tragen der Uniform verzichtet werden, 
wenn Anlass, Wahl der Transportmittel oder ähnliches 
es gebieten. Beamtinnen und Beamte in der Kriminali-
tätsbekämpfung tragen bei Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben Zivilkleidung.

2
Regelungen zum Tragen der Dienstkleidung

2.1
Art und Umfang der Dienstkleidung richten sich nach 
den Anlagen 1, 1 a und 2.

2.2
Zum Schutz vor Gefahren ist bei Tätigkeiten im Stra-
ßenverkehr grundsätzlich Warnbekleidung (Warnweste, 
Warnwetterschutzjacke) zu tragen, wenn die Aufgaben-
wahrnehmung dem nicht entgegensteht.

2.3
Bei besonderen repräsentativen Anlässen kann ein wei-
ßes Diensthemd/eine weiße Dienstbluse mit Dienstkra-
watte getragen werden. Ein einheitliches Erscheinungs-
bild ist abzustimmen.

2.4
Zulässige Kombinationsmöglichkeiten von Uniformbe-
kleidungstücken sind in der Anlage 3 dargestellt.

2.5
Das Tragen von Einsatzanzügen ist anzuordnen, wenn 
Art und Anlass der Dienstverrichtung es erfordern. So-
lange keine Außenwirkung erzielt wird, kann auf Anord-
nung das T-Shirt in Verbindung mit dem Einsatzanzug 
als Oberbekleidung getragen werden.
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3
Aufbewahrung, Reinigung von Dienstkleidung

3.1
Die ausgegebene Dienstkleidung bleibt Eigentum des 
Landes Nordrhein-Westfalen.

3.2
Die Angehörigen der Polizei sind für die ordnungsgemäße 
Aufbewahrung und sachgemäße Behandlung der ihnen zu-
gewiesenen Dienstkleidung verantwortlich. Veränderungen 
sind unzulässig. Pfl egeanleitungen sind zu beachten.

3.3
Die Dienstkleidung ist grundsätzlich selbst zu pfl egen 
und zu reinigen. Nach außergewöhnlicher einsatzbeding-
ter Verschmutzung kann die Reinigung auf Kosten des 
Landes erfolgen.

3.4
Über Instandsetzung oder Aussonderung von Dienstklei-
dung entscheidet grundsätzlich das Landesamt für Zent-
rale Polizeiliche Dienste. Dürfen Dienstkleidungsstücke 
selbstständig ausgesondert werden, ist eine unbefugte 
Nutzung zu verhindern.

4
Tragen der Dienstkleidung im Ausland

Über das Tragen von Dienstkleidung bei Veranstaltun-
gen im Ausland, bei denen eine Beteiligung in Dienst-
kleidung im dienstlichen Interesse ist, entscheiden die 
Polizeibehörden, bei Reisen in außereuropäische Länder 
das Innenministerium.

5
Tragen von Namensschildern, Uniformabzeichen, Orden 
und Auszeichnungen der Länder und des Bundes

5.1
Das Tragen von dienstlich vorgegebenen Namensschil-
dern unterstützt die bürgernahe Polizeiarbeit.

An der Uniform ist das Tragen von dienstlich vorgegebe-
nen Namensschildern freigestellt, soweit nicht Besonder-
heiten (Gefährdungen, Auftragslage oder ähnliches) dem 
entgegenstehen. An Einsatzanzügen ist kein Namens-
schild zu tragen.

5.2
Im Rahmen einer Auslandsverwendung sind das Natio-
nalitätenabzeichen (Deutschlandfl agge) über dem Lan-
deswappen NRW und die organisationstypischen Abzei-
chen (z. B. EU-, VN-Abzeichen) zu tragen.

5.3
Das Tragen von Orden und Ehrenzeichen richtet sich 
nach dem Gesetz über Titel, Orden und Ehrenzeichen 
vom 26. Juli 1957 (BGB1. 1 S. 844), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Februar 2006 (BGB1. I S. 334). Or-
den und Ehrenzeichen dürfen nur an der Uniformjacke 
angebracht sein.

5.4
Über die Zulässigkeit des Tragens von Auszeichnungen 
der Länder und des Bundes an der Uniform, die nicht 
unter Nr. 5.3 fallen, entscheidet das Ministerium für In-
neres und Kommunales.

5.5
Es ist zu gewährleisten, dass durch das Tragen von Na-
mensschildern, Uniformabzeichen, Orden, Ehrenzeichen 
und Auszeichnungen der Länder und des Bundes die 
Uniform nicht beschädigt wird.

6
Abzeichen für die Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen

6.1
Allgemeiner Dienstanzug

Am linken Ärmel der Oberbekleidung wird das Landes-
wappen mit der Aufschrift „Polizei“ getragen. Dies gilt 
auch für sonstige Dienstkleidungsstücke, soweit Aufga-
benerledigung und Material dies zulassen. An der 
Dienstmütze ist ein silbern/oxidierter Polizeistern mit 
Landeswappen angebracht (Anlage 4). Darunter wird 
eine schwarz-rotgoldene Kokarde getragen.
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Amtsabzeichen (Anlage 5 – 7), Mützenbänder

Amtsbezeichnung Amtsabzeichen Mützenband

Polizeimeisterin 2 blaue Sterne, blaues Mützenband

Polizeimeister 20 mm

Polizeiobermeisterin 3 blaue Sterne, blaues Mützenband

Polizeiobermeister 20 mm

Polizeihauptmeisterin 4 blaue Sterne, blaues Mützenband

Polizeihauptmeister 20 mm

Polizeikommissarsanwärterin 1 silberner Balken, silbernes

Polizeikommissarsanwärter 8 mm Mützenband

Polizeikommissarin* 1 silberner Stern, silbernes

Polizeikommissar* 20 mm Mützenband

Polizeioberkommissarin* 2 silberne Sterne, silbernes

Polizeioberkommissar* 20 mm Mützenband

Polizeihauptkommissarin* 3 silberne Sterne, silbernes

Polizeihauptkommissar* 20 mm Mützenband

(in der Besoldungsgruppe A 11)

Polizeihauptkommissarin* 4 silberne Sterne, silbernes

Polizeihauptkommissar* 20 mm Mützenband

(in der Besoldungsgruppe A 12)

Erste Polizeihauptkommissarin* 5 silberne Sterne, silbernes

Erster Polizeihauptkommissar* 20 mm Mützenband

Polizeirätin 1 goldener Stern, goldenes

Polizeirat 20 mm Mützenband

Polizeioberrätin 2 goldene Sterne, goldenes

Polizeioberrat 20 mm Mützenband

Polizeidirektorin 3 goldene Sterne, goldenes

Polizeidirektor 20 mm Mützenband

Leitende Polizeidirektorin 4 goldene Sterne, goldenes

Leitender Polizeidirektor 20 mm Mützenband

Leitende Polizeidirektorin goldener Eichenlaubkranz, goldenes

Leitender Polizeidirektor 1 goldener Stern, 20 mm Mützenband

(in der Besoldungsgruppe B 2)

Direktorin / Direktor goldener Eichenlaubkranz, goldenes

LOB 2 goldene Sterne, 20 mm Mützenband

Inspekteurin der Polizei goldener Eichenlaubkranz, goldenes
Inspekteur der Polizei 3 goldene Sterne, 20 mm Mützenband

* Nach erfolgter Zulassung zur Ausbildung für den Laufbahnabschnitt III wird zusätzlich zu den Abzeichen des je-
weiligen Amtes ein goldener Querbalken (8 mm) an den Außenseiten der Amtsabzeichen getragen.
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6.2
Dienstanzug der Wasserschutzpolizei

Bei der Wasserschutzpolizei gelten abweichend von Nr. 6.1 folgende Regelungen:

An der Dienstmütze tragen Beamtinnen/Beamte eine goldfarbene Kordel; die Knöpfe sind goldfarben.

An der Dienstjacke werden an beiden Ärmeln folgende Streifen aus goldfarbener Litze getragen:

Polizeimeisterin

Polizeimeister

2 Streifen, 8 mm

Polizeiobermeisterin

Polizeiobermeister

3 Streifen, 8 mm

Polizeihauptmeisterin

Polizeihauptmeister

4 Streifen, 8 mm

Polizeikommissarin

Polizeikommissar

1 Streifen, 16 mm

Polizeioberkommissarin

Polizeioberkommissar

2 Streifen, 16 mm

Polizeihauptkommissarin (A 11)

Polizeihauptkommissar (A 11)

2 Streifen, 16 mm

dazwischen

1 Streifen, 8 mm

Polizeihauptkommissarin (A 12)

Polizeihauptkommissar (A 12)

2 Streifen, 16 mm

dazwischen

2 Streifen, 8 mm

Erste Polizeihauptkommissarin

Erster Polizeihauptkommissar

2 Streifen, 16 mm

dazwischen

3 Streifen, 8 mm

Polizeirätin

Polizeirat

3 Streifen, 16 mm

Polizeioberrätin

Polizeioberrat

3 Streifen, 16 mm

und zwischen dem oberen und mittleren Streifen

1 Streifen, 8 mm

Polizeidirektorin

Polizeidirektor

4 Streifen, 16 mm
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Auf den Schulterklappen/Aufschiebeschlaufen werden 
die Amtsabzeichen als Querstreifen getragen; statt 16 
mm breite sind 12 mm breite Querstreifen zu tragen (An-
lagen 8 – 10).

Die in 6.1 dargestellte zusätzlich Kennzeichnung nach 
erfolgter Zulassung zur Ausbildung für den Laufbahn-
abschnitt III entfällt.

6.3
Polizeibeamtinnen und -beamte, die eine Kriminalamts-
bezeichnung führen, verwenden beim Tragen der Uni-
form die unter 6.1 oder 6.2 dargestellten Amtsabzeichen 
analog.

6.4
Bei Einsätzen aus besonderem Anlass können Führungs-
kräfte gemäß Anlage 11 gekennzeichnet werden.

6.5
Angestellte im Landespolizeiorchester tragen an der 
Dienstmütze ein silberfarbenes Mützenband und auf 
Schulterklappen eine silberfarbene Lyra.

6.6
Bedienstete der Polizeibehörden, die nicht zum Polizei-
vollzugsdienst gehören, können beim Tragen von Dienst-
kleidung auf Schulterklappen einen blauen (m.D.), einen 
silberfarbenen (g.D.) oder einen goldfarbenen (h.D.) 
„Merkurstab“ gemäß Anlage 12, Bedienstete des Polizei-
ärztlichen Dienstes einen „Äskulapstab“ gemäß 
Anlage 13 sowie ein entsprechendes Mützenband tragen.

7
Der RdErl. v. 27. 7. 2010, 44 / 43.2 – 63.01.01 (n.v.) wird 
hiermit aufgehoben. Die Anlagen 1 bis 13* bleiben wei-
terhin gültig.

* Die Anlagen sind nur in der elektronischen Version des Ministerialblat-
tes (MBl. NRW.) und in der Sammlung aller geltenden Erlasse (Samm-
lung des bereinigten Ministerialblattes für das Land Nordrhein-West-
falen; SMBl. NRW.;https://recht.nrw.de) veröffentlicht.

– MBl. NRW. 2011 S. 136

7815
Zusammenarbeit der Katasterbehörden, 

der Grundbuchämter und der Finanzämter 
mit den Flurbereinigungsbehörden

anlässlich von Bodenordnungsverfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz

(ZusArbErl FlurbG)
Gem. RdErl. d. Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 

Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz – II-7 – 851.12.04  –,

d. Ministeriums für Inneres und Kommunales 
– 32-51.13.05 – ,

d. Justizministeriums – 3850 – I. 42 (Arb.Gr.FLLGB) –
 u. d. Finanzministeriums  

– S 4500 – 18 – V A 6 / S 3300 – 85 – V A 6  – 
v. 6. 4. 2011

Inhaltsverzeichnis

1 Allgemeines

1.1 Geltungsbereich

1.2 Kosten- und Abgabenfreiheit

1.3 Vermessungstechnische Arbeiten

1.4 Mitvermessung von Ortslagen

1.5 Steuerrechtliche Grundsätze 

2  Zusammenarbeit vor der Anordnung eines Boden-
ordnungsverfahrens

3  Zusammenarbeit nach der Anordnung eines Boden-
ordnungsverfahrens

3.1 Übermittlung der Verfahrensanordnung

3.2  Abstimmung zwischen Kataster- und Flurbereini-
gungsbehörde

3.3  Benachrichtigung über Veränderungen in den öf-
fentlichen Büchern

3.4  Bereitstellung von Daten der tatsächlichen Nutzung 
und der charakteristischen Topographie

3.5  Durchführung des Wertermittlungsverfahrens

3.6  Vermessungstechnische Behandlung der Grenze ei-
nes Neuvermessungsgebietes

3.7  Zusammenarbeit bei Liegenschaftsvermessungen im 
alten Bestand

3.8  Mitteilung über Landverzichtserklärungen nach 
§ 52 FlurbG

3.9  Information über die vorläufi ge Besitzeinweisung 
und die Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes
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3.11  Information über den Erlass der (vorzeitigen) Aus-
führungsanordnung

3.12  Information über die Bestandskraft der (vorzeiti-
gen) Ausführungsanordnung

4  Zusammenarbeit nach Eintritt des neuen Rechtszu-
standes

4.1 Berichtigung des Liegenschaftskatasters

4.2  Information des Finanzamtes und Ausstellung von 
Unbedenklichkeitsbescheinigungen

4.3 Berichtigung des Grundbuchs

4.4  Änderungen des Bodenordnungsplanes und Ent-
scheidungen in Rechtsbehelfsverfahren

4.5 Information über die Schlussfeststellung

5  Übergangs- und Schlussvorschriften

5.1 Übergangsregelung

5.2 Aufzuhebende Erlasse

5.3 Befristung

Anlage 1 – Datenaustausch
Anlage 2 –  Vermessungsschriften für Neuvermessungsge-

biete
Anlage 3 – Muster eines Nummernrisses
Anlage 4 – Muster einer Koordinatenliste

1
Allgemeines

1.1
Geltungsbereich

Der Erlass gilt für die Zusammenarbeit der Flurbereini-
gungsbehörden, der Katasterbehörden, der Grundbuch-
ämter und der Finanzämter bei der Durchführung von 
Bodenordnungsverfahren nach dem Flurbereinigungsge-
setz (FlurbG) – im Folgenden Bodenordnungsverfahren – 
genannt.

1.2
Kosten- und Abgabenfreiheit

Maßnahmen, die der Durchführung von Bodenordnungs-
verfahren dienen, sind nach §108 FlurbG und dem Ge-
setz über Kosten- und Abgabenfreiheit in Verfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz, in Siedlungsverfahren 
sowie im Kleingartenwesen frei von Gebühren, Steuern, 
Abgaben und Kosten. 

1.3
Vermessungstechnische Arbeiten

Vermessungstechnische Arbeiten im Rahmen von Boden-
ordnungsverfahren sind nach dem Gesetz über die Lan-
desvermessung und das Liegenschaftskataster (Verm-
KatG NRW) und den zugehörigen Verordnungen und Er-
lassen auszuführen.

Zur Aktualisierung der Geobasisdaten nach § 1 Abs. 3 
VermKatG NRW informiert die Flurbereinigungsbe-
hörde die Katasterbehörde über ihr bekannt gewordene, 
bedeutsame Änderungen der tatsächlichen Nutzung und 
der charakteristischen Topographie; dieses sind insbe-
sondere von Dritten veranlasste Veränderungen an Stra-
ßen, Wegen und Gewässern.
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1.4
Mitvermessung von Ortslagen

Die Entscheidung über die Zuziehung von Ortslagen er-
folgt in Abhängigkeit von den Zielen des Bodenord-
nungsverfahrens durch die Flurbereinigungsbehörde. 
Dabei sind auch die sich aus § 1 Abs. 3 VermKatG NRW 
ergebenden Anforderungen an das Liegenschaftskataster 
zu beachten. Zur wirtschaftlichen Erneuerung des Lie-
genschaftskatasters kann es geboten sein, die Ortslage in 
das Neuvermessungsgebiet einzubeziehen. Da in diesem 
Fall nicht ausschließlich bodenordnerische Ziele verfolgt 
werden, erhält die Teilnehmergemeinschaft zur Vergabe 
dieser Vermessungsarbeiten Zuschüsse im Rahmen der 
für überörtliche Aufgaben der Kataster- und Vermes-
sungsverwaltung zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel.

Die Mittel werden in Form von Pauschsätzen durch die 
Flurbereinigungsbehörde als Zuschüsse zu den Ausfüh-
rungskosten im Sinne von § 105 FlurbG gezahlt. Der 
Pauschsatz beträgt 150 Euro je Gebäudebesitzung und 
650 Euro je Hektar unbebauter Fläche in der Ortslage. 
Als Gebäudebesitzung gilt jedes mit einem oder mehre-
ren Gebäuden im Sinne des § 11 Abs. 3 VermKatG NRW 
bebaute Flurstück.

Die Flurbereinigungsbehörden ermitteln den entspre-
chenden Bedarf und melden diesen spätestens 3 Monate 
vor Beginn des Haushaltsjahres, in dem die Zuschüsse 
zur Auszahlung kommen, bei dem Ministerium für Inne-
res und Kommunales an.

1.5
Steuerrechtliche Grundsätze

Erwerbsvorgänge in Bodenordnungsverfahren unterlie-
gen der Grunderwerbsteuer, soweit sie nicht nach § 1 
Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 Buchst. a oder § 3 Nr. 1 Grunder-
werbsteuergesetz (GrEStG) von der Besteuerung ausge-
nommen sind.

1.5.1
Grunderwerbsteuerfreie und nicht grunderwerbsteuer-
bare Vorgänge

Die Befreiung von der Grunderwerbsteuer gilt für Land-
abfi ndungen bzw. vereinbarte Landtausche nach

−  § 44 Abs. 1 FlurbG (wertgleiche Landabfi ndung),

−  § 44 Abs. 3 FlurbG (unvermeidbare Mehrausweisun-
gen),

−  § 44 Abs. 6 und 7 FlurbG (Austausch in einem ande-
ren Bodenordnungs- oder Umlegungsverfahren),

−  § 48 FlurbG (Teilung oder Bildung von gemeinschaft-
lichem Eigentum),

−  § 49 Abs. 1 FlurbG und § 73 FlurbG (Ausgleich für 
aufgehobene bzw. in Land abzufi ndende Rechte an 
einem Grundstück),

−  § 50 Abs. 4 FlurbG (nicht unter § 50 Abs. 1 FlurbG 
fallende wesentliche Grundstücksbestandteile) und

−  § 103 b Abs. 1 FlurbG (wertgleicher Grundstück-
stausch einschließlich unvermeidbarer Mehrauswei-
sungen)

sowie unentgeltliche Landzuteilungen nach

−  § 40 FlurbG (nur für gemeinschaftliche Anlagen nach 
§ 39 Abs. 1 FlurbG)

−  § 42 Abs. 2 Satz 2 FlurbG (gemeinschaftliche Anla-
gen)

Der Verzicht auf Landabfi ndung nach § 52 FlurbG zu-
gunsten der Teilnehmergemeinschaft ist kein Rechtsvor-
gang im Sinne des § 1 GrEStG und unterliegt daher 
nicht der Grunderwerbsteuer. Dies gilt auch für Ver-
zichtserklärungen zugunsten Dritter, selbst wenn der 
Dritte im Zusammenhang mit der Verzichtserklärung bis 
zur Neuverteilung eine Einweisung in Besitz und Nut-
zung erhält. Es fi ndet hierdurch kein Übergang der Ver-
wertungsbefugnis im Sinne des § 1 Abs. 2 GrEStG statt, 
daher ist erst die Landzuteilung an den Dritten steuer-
pfl ichtig. Entsprechendes gilt bei der Zustimmung eines 
Siedlungsunternehmens nach § 55 Abs. 1 FlurbG, ihm 
zustehendes Abfi ndungsland Siedlern zuzuteilen.

1.5.2
Grunderwerbsteuerpfl ichtige Vorgänge

Grunderwerbsteuerpfl ichtig sind im Falle der Über-
schreitung der Freigrenze nach § 3 Nr. 1 GrEStG

−  privatrechtliche Erwerbsvorgänge, auch nach § 26 c 
Abs. 1 FlurbG (Bodenbevorratung durch einen Ver-
band der Teilnehmergemeinschaft oder andere 
Stelle),

sowie Landzuteilungen nach

−  § 40 FlurbG (soweit keine gemeinschaftlichen Anla-
gen nach § 39 Abs. 1 FlurbG),

−  § 54 Abs. 2 FlurbG (Zuteilung von Land, das zur Ab-
fi ndung der Teilnehmer nicht benötigt wird),

−  § 55 Abs. 1 FlurbG (Zuteilung von Land an Siedler) 
und 

−  § 88 Nr. 4 FlurbG (Zuteilung von Land an den Unter-
nehmensträger).

1.5.3
Zeitpunkt der Entstehung der Grunderwerbsteuer

Die Grunderwerbsteuer entsteht mit dem in der (vorzei-
tigen) Ausführungsanordnung nach §§ 61 bzw. 63 
FlurbG bestimmten Zeitpunkt, zu dem der im Bodenord-
nungsplan vorgesehene neue Rechtszustand an die Stelle 
des bisherigen tritt.

2
Zusammenarbeit vor der Anordnung eines Bodenord-
nungsverfahrens

Die Flurbereinigungsbehörde übermittelt der Kataster-
behörde zur Vorbereitung eines Bodenordnungsverfah-
rens die Abgrenzung des geplanten Verfahrensgebietes. 
Die Katasterbehörde stellt daraufhin der Flurbereini-
gungsbehörde für den Untersuchungsraum die erforder-
lichen Bestandsdaten in einem geeigneten Datenformat 
(vgl. Anlage 1) zur Verfügung und teilt Änderungen auf 
Anforderung der Flurbereinigungsbehörde mit.

3
Zusammenarbeit nach der Anordnung eines Bodenord-
nungsverfahrens

3.1
Übermittlung der Verfahrensanordnung

Unverzüglich nach der Bestandskraft der Verfahrensan-
ordnung übermittelt die Flurbereinigungsbehörde der 
Katasterbehörde, dem Grundbuchamt, dem Finanzamt 
und der Bezirksregierung Köln (Abteilung Geobasis 
NRW), eine beglaubigte Abschrift des Einleitungsbe-
schlusses.

Die Flurbereinigungsbehörde übermittelt der Kataster-
behörde zusätzlich das Verfahrensgebiet zur Übernahme 
ins Liegenschaftskataster in einem geeigneten Datenfor-
mat (vgl. Anlage 1). Die Katasterbehörde stellt daraufhin 
der Flurbereinigungsbehörde die erforderlichen Be-
standsdaten in einem geeigneten Datenformat (vgl. An-
lage 1) zur Verfügung.

Die Flurbereinigungsbehörde übermittelt dem Grund-
buchamt zusätzlich die Kennzeichnung der Flurstücke, 
die dem Bodenordnungsverfahren unterliegen, in einem 
übernahmefähigen Datenformat (vgl. Anlage 1).

Bei der Zuziehung oder dem Ausschluss von Flurstücken 
handeln die vorgenannten Behörden entsprechend; die 
Bezirksregierung Köln (Abteilung Geobasis NRW) ist je-
doch nur bei erheblichen Gebietsveränderungen zu in-
formieren.

3.2
Abstimmung zwischen Kataster- und Flurbereinigungs-
behörde

Unmittelbar nach der Verfahrensanordnung stimmen 
sich die Flurbereinigungs- und die Katasterbehörde über 
ihre Zusammenarbeit ab. Das schriftliche Abstimmungs-
ergebnis beinhaltet mindestens Aussagen über

1. den geplanten technischen Ablauf,

2. das Verfahren des Datenaustausches,
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3.  die Zusammenarbeit bei Gebäudeeinmessungen im 
alten Bestand,

4.  den Umfang und die Abgrenzung der Neuvermes-
sung,

5. die Reservierung der Flur- und Punktnummern,

6.  die Übermittlung von Daten der tatsächlichen Nut-
zung und der charakteristischen Topographie,

7.  die geplanten Zeitpunkte der Besitzeinweisung, der 
Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes und des Ein-
tritts des neuen Rechtszustandes und

8.  die zu 1. bis 7. jeweilig verantwortlichen Personen 
und deren Vertretung.

Die getroffenen Vereinbarungen sind – soweit nicht be-
reits umgesetzt – jährlich von den Verantwortlichen zu 
prüfen.

3.3
Benachrichtigung über Veränderungen in den öffentli-
chen Büchern

Die Katasterbehörde und das Grundbuchamt teilen der 
Flurbereinigungsbehörde laufend die Veränderungen im 
Liegenschaftskataster (vgl. Anlage 1) und im Grundbuch 
(in analoger Form) bis zum Ersuchen um Berichtigung 
der öffentlichen Bücher mit. Ab diesem Zeitpunkt ver-
zichtet die Flurbereinigungsbehörde auf weitere Benach-
richtigungen über Veränderungen in den öffentlichen 
Büchern (§12 Abs. 3 und 4 FlurbG).

3.4
Bereitstellung von Daten der tatsächlichen Nutzung und 
der charakteristischen Topographie

Die von der Flurbereinigungsbehörde zur Durchführung 
des Bodenordnungsverfahrens erhobenen Daten zur tat-
sächlichen Nutzung und zur charakteristischen Topogra-
phie werden der Katasterbehörde unmittelbar nach Aus-
bau und Aufmessung der gemeinschaftlichen und öffent-
lichen Anlagen übermittelt (Datenformat nach Anlage 
1). Zusätzliche Bereitstellungen werden je nach Dauer 
des Bodenordnungsverfahrens und unter Beachtung des 
§ 1 Abs. 3 VermKatG NRW zwischen den Behörden ab-
gestimmt.

3.5
Durchführung des Wertermittlungsverfahrens

Ist im Bodenordnungsverfahren eine Wertermittlung er-
forderlich, soll das zuständige Finanzamt die Flurberei-
nigungsbehörde bei der Wertermittlung im Wege der 
Amtshilfe durch einen Amtlich Landwirtschaftlichen 
Sachverständigen (ALS) des Finanzamtes weitgehend 
unterstützen. Die Flurbereinigungsbehörde und das Fi-
nanzamt stimmen sich frühzeitig, möglichst ein Jahr im 
Voraus, über den Zeitpunkt, den Umfang der Mitwir-
kung und die jeweils verantwortlichen Ansprechpartner 
ab.

Wirkt das Finanzamt durch einen ALS bei der Werter-
mittlung mit, erfolgt eine Abstimmung über

1.  die Verwendbarkeit der vorliegenden Bodenschät-
zung,

2.  die Mitwirkung bei der Aufstellung des Wertermitt-
lungsrahmens,

3.  die Festlegung der Musterlöcher des Wertermitt-
lungsrahmens,

4.  die örtliche Durchführung einer Wertermittlung,

5.  die Vorstellung der Ergebnisse der Wertermittlung 
(Wertermittlungsabschlusstermin) und

6.  die Mitwirkung bei der Behebung von Einwendun-
gen.

Wird die Wertermittlung durch einen externen Sachver-
ständigen durchgeführt, lädt die Flurbereinigungsbe-
hörde das Finanzamt mindestens zur Einleitung der 
Wertermittlung, der Festlegung der Musterlöcher des 
Wertermittlungsrahmens und der Vorstellung der Ergeb-
nisse der Wertermittlung (Wertermittlungsabschlusster-
min) bei.

3.6
Vermessungstechnische Behandlung der Grenze eines 
Neuvermessungsgebietes

Neuvermessung im Sinne dieses Erlasses ist die vollstän-
dige katastertechnische Erneuerung eines zusammen-
hängenden Gebietes im Rahmen der Bodenordnung. Ent-
sprechend §§ 19 bis 22 des VermKatG NRW und §§ 16 
bis 18 der Verordnung zur Durchführung des VermKatG 
NRW (DVOzVermKatG NRW) stellt die Flurbereini-
gungsbehörde sicher, dass die Grenze des Neuvermes-
sungsgebietes (Neuvermessungsgrenze) vor der Rechts-
kraft des Bodenordnungsplans festgestellt, abgemarkt 
und in Koordinatenkatasterqualität vorliegend in das 
Liegenschaftskataster übernommen worden ist. Daher 
ist nach Auswertung des Katasternachweises für ein-
zelne Teile der Grenze (Grenzabschnitte) wie folgt zu 
verfahren:

3.6.1
Nicht festgestellte Grenzabschnitte

Nicht festgestellte Grenzabschnitte sind festzustellen 
und abzumarken. Unverzüglich nach Abschluss der ört-
lichen Arbeiten sind die Ergebnisse der Fortführungs-
vermessungen an der Neuvermessungsgrenze in Vermes-
sungsschriften zu dokumentieren und alsbald bei der 
Katasterbehörde zur Fortführung des Liegenschaftska-
tasters einzureichen.

3.6.2
Festgestellte Grenzabschnitte ohne Koordinatenkatas-
terqualität

Festgestellte Grenzabschnitte, deren Koordinaten nicht 
den Anforderungen eines Koordinatenkatasters genügen, 
sind zu untersuchen. Für ihre Grenzpunkte wird das Ko-
ordinatenkataster hergestellt, Abmarkungsmängel sind 
zu beheben. Unverzüglich nach Abschluss der örtlichen 
Arbeiten sind die Ergebnisse der Fortführungsvermes-
sungen an der Neuvermessungsgrenze in Vermessungs-
schriften zu dokumentieren und alsbald bei der Katas-
terbehörde zur Fortführung des Liegenschaftskatasters 
einzureichen.

3.6.3
Festgestellte Grenzabschnitte in Koordinatenkataster-
qualität

Festgestellte Grenzabschnitte, deren Koordinaten den 
Anforderungen eines Koordinatenkatasters genügen, 
sind spätestens im Rahmen der Neuvermessung zu un-
tersuchen. Abmarkungsmängel sind zu beheben. Die Er-
gebnisse werden bei der Katasterbehörde als Bestand-
teile des Bodenordnungsplanes eingereicht.

3.6.4
Grenzabschnitte mit unzulässigen Abweichungen

Ergeben sich an Grenzabschnitten unzulässige Abweichun-
gen nach Nr. 5.5 Fortführungsvermessungserlass (Fort-
fVErl.), so sind diese aufzuklären und unverzüglich als er-
gänzende Vermessungsschriften der Katasterbehörde zur 
Fortführung des Liegenschaftskatasters einzureichen.

3.6.5
Grenzabschnitte an Gewässern

Bilden Gewässer die Neuvermessungsgrenze, sind diese 
unter Beachtung der Sonderregelungen zur Durchfüh-
rung von Liegenschaftsvermessungen an Gewässern zu 
behandeln. Die Vermessungsschriften sind alsbald der 
Katasterbehörde zur Fortführung des Liegenschaftska-
tasters einzureichen.

3.6.6
Grenzabschnitte an Flächen des Gemeinbedarfs

Schließen sich unmittelbar an das Neuvermessungsge-
biet Flächen des Gemeinbedarfs an und unterliegen diese 
Flächen ebenfalls dem Bodenordnungsverfahren, kann 
zur Reduzierung des Vermessungsaufwandes an der 
Neuvermessungsgrenze im Einvernehmen mit der Katas-
terbehörde auf die Maßnahmen nach Nr. 3.6.1 bis 
Nr. 3.6.4 verzichtet werden. Die Koordinaten der Grenz-
punkte in der Neuvermessungsgrenze werden in diesem 
Fall als Sollkoordinaten durch den Bodenordnungsplan 
erzeugt.
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3.7
Zusammenarbeit bei Liegenschaftsvermessungen im al-
ten Bestand

Werden von der Katasterbehörde Vermessungsunterla-
gen für Liegenschaftsvermessungen oder Sonderungen 
im Verfahrensgebiet bereitgestellt, weist die Katasterbe-
hörde die ausführende Vermessungsstelle darauf hin, 
dass vor Durchführung der Liegenschaftsvermessung 
oder der Sonderung das Einvernehmen der Flurbereini-
gungsbehörde einzuholen ist. Soll eine Grundstückstei-
lung im alten Bestand durchgeführt werden, trifft die 
Flurbereinigungsbehörde eine Aussage über das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für eine Sonderung. Die Ver-
messungsstelle hat ihrem Antrag auf Übernahme der 
Vermessungsschriften in das Liegenschaftskataster die 
Stellungnahme der Flurbereinigungsbehörde beizufü-
gen.

Die von der Katasterbehörde im alten Bestand übernom-
menen Gebäudeeinmessungen werden von der Flurberei-
nigungsbehörde bis zur Aufstellung des Bodenordnungs-
planes in den neuen Bestand integriert. Ab einem Da-
tum, das zwischen beiden Behörden konkret abzustim-
men ist, listet die Katasterbehörde die durchgeführten 
Gebäudeeinmessungen auf und übernimmt diese erst 
nach der Berichtigung des Liegenschaftskatasters in den 
neuen Bestand.

3.8
Mitteilung über Landverzichtserklärungen nach § 52 
FlurbG

Unverzüglich nach der Annahme einer Landverzichtser-
klärung nach § 52 FlurbG ersucht die Flurbereinigungs-
behörde das Grundbuchamt um die Eintragung eines 
Verfügungsverbotes nach § 52 Abs. 3 FlurbG. Das 
Grundbuchamt teilt der Flurbereinigungsbehörde die 
Eintragung mit.

Ferner übermittelt die Flurbereinigungsbehörde eine 
Mitteilung über den wirtschaftlichen Übergang des 
Grundstücks an das Finanzamt (Bewertungsstelle bzw. 
Grundstücksstelle). Nach Auszahlung einer Geldabfi n-
dung nach § 53 FlurbG übersendet die Flurbereinigungs-
behörde eine Mitteilung an das Finanzamt (Veranla-
gungsstelle).

3.9
Information über die vorläufi ge Besitzeinweisung und 
die Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes

Die Flurbereinigungsbehörde teilt der Katasterbehörde 
die vorläufi ge Besitzeinweisung nach § 65 FlurbG und 
die Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes nach § 59 
FlurbG mit. 

Nach der Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes stimmt 
sich die Flurbereinigungsbehörde frühzeitig mit der Ka-
tasterbehörde über den technischen Verfahrensablauf 
zur Vorbereitung der Berichtigung des Liegenschaftska-
tasters gemäß Nr. 3.11 ab.

3.10
Information für die Bodenschätzung

Die Flurbereinigungsbehörde übersendet dem Finanzamt 
nach der Bekanntgabe des Bodenordnungsplanes nach 
§ 59 FlurbG die Zuteilungskarte in analoger Form, so-
weit dort eine Übernahme und Verarbeitung in einem 
geeigneten Datenformat noch nicht möglich ist (vgl. An-
lage 1).

Hat das Finanzamt durch einen ALS bei der Wertermitt-
lung mitgewirkt, erstellt es auf der Grundlage der Zutei-
lungskarte eine Schätzungskarte nach § 10 Bodenschät-
zungsgesetz (BodSchätzG) und schließt die Nachschät-
zung (§ 11 BodSchätzG) formal ab.

Ist die Wertermittlung für das Bodenordnungsverfahren 
nicht durch das Finanzamt erfolgt, ist eine Nachschät-
zung durchzuführen (§ 11 BodSchätzG).

3.11
Information über den Erlass der (vorzeitigen) Ausfüh-
rungsanordnung

Mit Erlass der Ausführungsanordnung (§ 61 FlurbG) 
bzw. der vorzeitigen Ausführungsanordnung (§ 63 

FlurbG) übersendet die Flurbereinigungsbehörde der 
Katasterbehörde zur Vorbereitung der Berichtigung des 
Liegenschaftskatasters

−  die erforderlichen Bestandsdaten (einschl. Kataster- 
und Pseudoblätter mit Eigentümerdaten) in einem ge-
eigneten Datenformat (vgl. Anlage 1) und

−  die Vermessungsschriften.

Der Umfang und die Ausgestaltung der Vermessungs-
schriften richten sich nach den Verwaltungsvorschriften 
für die Durchführung von Fortführungsvermessungen. 
Hiervon ausgenommen sind die Vermessungsschriften 
für Neuvermessungsgebiete, die nach Anlagen 2 – 4 zu er-
stellen und zu übermitteln sind.

Sollte im Einzelfall die Bearbeitung der Daten und 
Schriften für die Neuvermessungsgebiete noch nicht ab-
geschlossen sein, informiert die Flurbereinigungsbehörde 
die Katasterbehörde und stimmt sich mit ihr über den 
Zeitpunkt der Übersendung der Daten und Vermes-
sungsschriften ab. Das Abstimmungsergebnis ist den 
Vereinbarungen nach Nr. 3.2 hinzuzufügen.

3.12
Information über die Bestandskraft der (vorzeitigen) 
Ausführungsanordnung

Unverzüglich nach Bestandskraft der Ausführungsan-
ordnung (§ 61 FlurbG) bzw. der vorzeitigen Ausfüh-
rungsanordnung (§ 63 FlurbG) übersendet die Flurberei-
nigungsbehörde der Katasterbehörde, dem Grundbuch-
amt und dem Finanzamt (Grunderwerbssteuerstelle bzw. 
Grundstücksstelle) eine beglaubigte Abschrift des Ver-
waltungsaktes und teilt darin den Zeitpunkt des Ein-
tritts des neuen Rechtszustandes mit.

Zusätzlich übermittelt die Flurbereinigungsbehörde dem 
Grundbuchamt zur Kennzeichnung des Rechtsübergangs 
außerhalb des Grundbuches die Kennzeichnung der 
Flurstücke des alten Bestandes in einem übernahmefähi-
gen Datenformat (vgl. Anlage 1).

Im Falle der vorzeitigen Ausführungsanordnung über-
mittelt die Flurbereinigungsbehörde der Katasterbe-
hörde zusätzlich die Flurstücksnummern der mit Rechts-
behelfsverfahren belegten Flurstücke. 

Nach Eintritt des neuen Rechtszustandes können rechts-
wirksame Verfügungen nur noch über die im Bodenord-
nungsplan ausgewiesenen neuen Grundstücke getroffen 
werden.

4
Zusammenarbeit nach Eintritt des neuen Rechtszustan-
des 

4.1
Berichtigung des Liegenschaftskatasters

Unverzüglich nach Eintritt des neuen Rechtszustandes 
oder zum abgestimmten Termin nach 3.11 Abs. 3 ersucht 
die Flurbereinigungsbehörde die Katasterbehörde um 
Berichtigung des Liegenschaftskatasters auf Basis der 
unter 3.11 übermittelten Daten und bescheinigt mit dem 
Ersuchen die Eignung und Richtigkeit der Vermessungs-
schriften nach Nr. 6.2 Abs. 2 Liegenschaftskatastererlass 
(LiegKatErl.).

Nach Eingang des Ersuchens berichtigt die Katasterbe-
hörde das Liegenschaftskataster und kennzeichnet ggf. 
die mit einem Rechtsbehelfsverfahren belegten Flurstü-
cke (vgl. 3.12). Für diese Flurstücke erfolgt die Berichti-
gung des Liegenschaftskatasters nur vorläufi g und vor-
behaltlich der Entscheidung über den jeweiligen Rechts-
behelf.

Die Katasterbehörde teilt dem Finanzamt die Berichti-
gung über Fortführungsmitteilungen (Nr. 10.4 Abs. 1 
LiegKatErl.) mit und bestätigt der Flurbereinigungsbe-
hörde die Übernahme. 

4.2
Information des Finanzamtes und Ausstellung von Un-
bedenklichkeitsbescheinigungen

Zur (vorzeitigen) Berichtigung der Grundbücher nach 
§§ 79 oder 82 FlurbG übermittelt die Flurbereinigungsbe-
hörde zunächst dem Finanzamt die nach den §§ 80 oder 
82 FlurbG erforderlichen Unterlagen, jedoch ohne Anga-
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ben über Eintragungen in den Abteilungen II und III des 
Grundbuches, in doppelter Ausführung (je ein Exemplar 
für die Grunderwerbsteuer- und für die Bewertungs-
stelle). Die Auszüge aus dem Bodenordnungsplan – 
Grundstücke – sind durch folgende Angaben zu ergänzen: 

−  die Bezeichnung der für die Grunderwerbsteuer in 
Betracht kommenden Grundstücke (ggf. mit dem Ver-
merk „teilweise“)

−  die Größe dieser Grundstücke, die Höhe des festge-
setzten Geldbetrages und der evtl. Wert sonstiger Ge-
genleistungen und

−  die Angabe der gesetzlichen Grundlage für die Zutei-
lung (auch bei unentgeltlichen Zuteilungen).

Die Angaben über die steuerpfl ichtigen Zuteilungen, 
Mehrausweisungen und sonstigen Erwerbsvorgänge sind 
unsaldiert und ohne Abzug eventueller Flächenabgänge, 
Minderausweisungen u. ä. mitzuteilen. Ferner ist eine 
Aufl istung nach Ordnungsnummern über die für die 
Grunderwerbsteuer bedeutsamen Vorgänge beizufügen; 
diese Aufl istung tritt an die Stelle der amtlich vorge-
schriebenen Veräußerungsanzeige.

Ist die Bundesrepublik Deutschland oder ein Bundesland 
Beteiligter, sind die Unterlagen um die Angabe und An-
schrift der örtlichen Behörde, die die Gebietskörper-
schaft im Bodenordnungsverfahren vertritt, zu ergänzen.

Das Finanzamt übersendet der Flurbereinigungsbehörde 
die Unbedenklichkeitsbescheinigungen.

4.3
Berichtigung des Grundbuchs

Die Flurbereinigungsbehörde übermittelt dem Grund-
buchamt mit dem Ersuchen zur Berichtigung des Grund-
buches die Bestandsdaten in analoger Form und in einem 
übernahmefähigen Datenformat (vgl. Anlage 1) sowie die 
Unbedenklichkeitsbescheinigungen. Das Grundbuchamt 
übersendet der Flurbereinigungsbehörde die Eintra-
gungsnachrichten und stellt der Katasterbehörde digi-
tale Datensätze zur Fortführung des Liegenschaftskatas-
ters bereit. Danach übermittelt die Flurbereinigungsbe-
hörde dem Grundbuchamt die Kennzeichnung der Flur-
stücke in einem übernahmefähigen Datenformat (vgl. 
Anlage 1) zur Aufhebung der Flurbereinigungskennung.

4.4
Änderungen des Bodenordnungsplanes und Entschei-
dungen in Rechtsbehelfsverfahren

Bei Änderungen des Bodenordnungsplanes nach §§ 64 
oder 132 FlurbG und nach Unanfechtbarkeit der Ent-
scheidungen über die mit einem Rechtsbehelfsverfahren 
belegten Flurstücke handeln die Behörden entsprechend 
den vorherigen Abschnitten.

4.5
Information über die Schlussfeststellung

Die Flurbereinigungsbehörde informiert die Katasterbe-
hörde, das Grundbuchamt, das Finanzamt und die Be-
zirksregierung Köln (Abteilung Geobasis.NRW) über die 
Bestandskraft der Schlussfeststellung.

5
Übergangs- und Schlussvorschriften

5.1
Übergangsregelung

In Bodenordnungsverfahren, in denen der Bodenord-
nungsplan bei Inkrafttreten dieses Erlasses bereits be-
kannt gegeben wurde, ist nach den bisher gültigen Ver-
waltungsvorschriften zu handeln.

Das Ersuchen um Berichtigung des Liegenschaftskatas-
ters erfolgt für Bodenordnungsverfahren, die noch nicht 
im Lagebezugssystem ETRS 89 mit UTM-Abbildung be-
arbeitet werden, in dem der Bearbeitung zugrunde lie-
genden Bezugs- und Abbildungssystem. Zusätzlich stellt 
die Flurbereinigungsbehörde übernahmefähige Koordi-
naten im Lagebezugssystem ETRS 89 mit UTM-Abbil-
dung zur Verfügung. Über die technische Migration der 
Daten in das Amtliche Liegenschaftskatasterinformati-
onssystem (ALKIS) stimmen sich die Katasterbehörde 
und die Flurbereinigungsbehörde ab.

5.2
Aufzuhebende Erlasse

Folgende Erlasse werden aufgehoben:

1.  Gem. RdErl. d. Innenministeriums – III C 4 – 7410 – u. 
d. Ministeriums für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft – III B 7 – 404-8378 – v. 15.3.1996 – 
Zusammenarbeit der Flurbereinigungsbehörden und 
der Landesvermessungs- und Katasterbehörden wäh-
rend der Durchführung von Verfahren nach dem 
Flurbereinigungsgesetz (FlurbZusErl.) (SMBl. NRW. 
71342)

2.  Gem. RdErl. d. Finanzministeriums – S 4500 – 18 V A 
2 – u. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz – III – 10 – 
325 – 28718 – v. 15.1.2001 – Grunderwerbsteuer in der 
Flurbereinigung (SMBl. NRW. 611161)

3.  RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz – III – 10 – 
401 – 8540- v. 13.11.2001 – Anweisung über die 
Durchführung der Flurbereinigung im Lande Nord-
rhein-Westfalen (Flurbereinigungsanweisung NRW – 
FlurbAnwNRW) – Teil 10 Vermessungsarbeiten in 
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz (SMBl. 
NRW. 7815)

4.  Gem. RdErl. d. Innenministers – III C 4 – 7411 – u. d. 
Ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
– II C 3-404-1517 – v. 3.4.1985 – Mitvermessung von 
Ortslagen in Verfahren nach dem Flurbereinigungs-
gesetz (SMBl. NRW. 71342)

5.3
Befristung

Dieser Erlass ist bis zum 31.3.2016 befristet.
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Anlage 1 – Datenaustausch 

Datenformate zum Datenaustausch zwischen den Behörden 

Abschnitt Abgebende   Be-
hörde / Amt 

Empfangende 
Behörde / Amt DV-System Datenformat 

2 Katasterbehörde Flurb.-Behörde ALKIS NAS 

   ALK / ALB EDBS / WLDGE 

3.1 Flurb.-Behörde Katasterbehörde ALKIS NAS 

   ALK / ALB (kein digitaler Datenaustausch) 

 Katasterbehörde Flurb.-Behörde ALKIS NAS 

   ALK / ALB EDBS / WLDGE 

 Flurb.-Behörde Grundbuchamt SOLUM STAR 
(ALB-Hilfsverz.) 

WLDGGB FA 52, Bemerkung zum Verfahen: 
„12“ 

3.3 Katasterbehörde Flurb.-Behörde ALKIS Fortführungsnachweis NRW, Flurstücks- und 
Eigentumsnachweis NRW, Koordinatenliste 

   ALK / ALB Flurstücksnachweis mit Eigentümernachweis, 
Fortführungsmitteilung A, Koordinatenliste 

3.4 Flurb.-Behörde Katasterbehörde ALKIS NAS 

   ALK / ALB EDBS 

3.10 Flurb.-Behörde Finanzamt ALKIS NAS 

3.11 Flurb.-Behörde Katasterbehörde ALKIS NAS 

   ALK / ALB EDBS / LBESAS 

3.12 Flurb.-Behörde Grundbuchamt  SOLUM STAR 
(ALB-Hilfsverz.) 

WLDGGB FA 52, Bemerkung zum Verfahren: 
„11“ 

4.3 Flurb.-Behörde Grundbuchamt  SOLUM STAR 
(ALB-Hilfsverz.) 

Bestandsdaten: WLDGGB FA 32 (maximal 
400 Datensätze je Datei) 

 Flurb.-Behörde Grundbuchamt  SOLUM STAR 
(ALB-Hilfsverz.) 

WLDGGB FA 52, Bemerkung zum Verfahren. 
„10“ 
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Anlage 2 – Vermessungsschriften für Neuvermessungsgebiete 

Abweichend von den Verwaltungsvorschriften für die Durchführung von Fortführungsvermessungen 

sind von der Flurbereinigungsbehörde in Neuvermessungsgebieten Nummernrisse und Koordinatenlis-

ten als Vermessungsschriften anzufertigen; diese werden jeweils in analoger und digitaler Form (vor-

zugsweise im Datenformat: „Portable Document Format“ (PDF)) erstellt. 

 

Die Nummernrisse weisen für das Neuvermessungsgebiet in Maßstäben, die jeweils eine eindeutige Zu-

ordnung der Punktnummern gewährleisten, folgende Inhalte nach (vgl. Anlage 3): 

 laufende Nummer des Nummernrisses, 

 Flurstücke, Fluren und Gemarkungen mit ihren Nummern und Bezeichnungen, 

 Gebäudedaten (Gebäudegrundriss, Hausnummer und ggf. Eigenname), 

 Vermessungspunkte mit ihrer Punktnummer und 

 Straßen-, Gewannen- und sonstige Lagebezeichnungen. 

Über das Format der Nummernrisse (DIN A2, DIN A1 oder DIN A0) stimmen sich die Flurbereini-

gungs- und Katasterbehörde ab. Die Ausdrucke müssen die Unterschrift der oder des verantwortlichen 

Bediensteten mit Amts- bzw. Berufsbezeichnung und das Siegel der Flurbereinigungsbehörde enthalten. 

 

Die Koordinatenlisten sind den Nummernrissen zuzuordnen und weisen folgende Inhalte nach (vgl. An-

lage 4): 

 Vermessungsstelle, 

 Namen und das Aktenzeichen des Bodenordnungsverfahrens, 

 Ausgabedatum, 

 Nummer des Nummernrisses, 

 Punktkennung, 

 Koordinaten (in ETRS: Ost- und Nordwert, in DHDN: Rechts- und Hochwert), 

 Abmarkungsart (VAT), 

 Bemerkung zur Abmarkung (BEV) und 

 Genauigkeitsstufe.  
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Anlage 4 – Muster einer Koordinatenliste 

– MBl. NRW. 2011 S. 140
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III.

Konzept der Telemedienangebote des ZDF
„Onlineangebote zdf.de, heute.de, sport.zdf.de, 

ZDFmediathek, tivi.de,
theaterkanal.de, unternehmen.zdf.de sowie Fern-

sehtextangebot ZDFtext“
Bek. des Zweiten Deutschen Fernsehens 

v. 11. 10. 2010

Gemäß § 11 f Abs. 7 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages 
vom 31. August 1991 (Anlage des Gesetzes vom 20. No-
vember 1991, GV. NRW. S. 408), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Dreizehnten Rundfunkänderungsstaatsver-
trages vom 20. November 2009 (Anlage des Gesetzes vom 
9. Februar 2010, GV. NRW. S. 144) und gemäß Artikel 7 
Abs. 1 des Zwölften Rundfunkänderungsstaatsvertrages 
(Anlage des Gesetzes vom 2. April 2009, GV. NRW. 
S. 199) wird darauf hingewiesen, dass im Amtsblatt für 
Schleswig-Holstein (Amtsbl. Schl.-H. 2010, S. 636) das 
Konzept der Telemedienangebote des ZDF für die On-
lineangebote zdf.de, heute.de, sport.zdf.de, ZDFmedia-
thek, tivi.de, theaterkanal.de, unternehmen.zdf.de und 
das Fernsehtextangebot ZDFtext sowie der Beschluss 
des ZDF-Fernsehrates zu diesen Telemedienangeboten 
vom 25. Juni 2010 öffentlich bekannt gemacht worden 
ist.

Mainz, den 11. Oktober 2010

ZWEITES DEUTSCHES FERNSEHEN

- Anstalt des öffentlichen Rechts -

Markus  S c h ä c h t e r

Intendant

– MBl. NRW. 2011 S. 149

X/8. öffentliche Sitzung der Vertreterversamm-
lung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen

Bek. d. Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 
v. 15. 4. 2011

Die X/8.. öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung 
der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen fi ndet am 

Mittwoch, den 6. Juli 2011 

im NH Hotel Düsseldorf City-Nord, Tagungsraum „Düs-
seldorf 1-4“, Münsterstraße 230-238, 40470 Düsseldorf, 
statt.

Beginn der Sitzung: 11.00 Uhr

Düsseldorf, den 15. April 2011

Ursula  H ü l s e n
Vorsitzende der Vertrterversammlung

– MBl. NRW. 2011 S. 149

1. öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung 
der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 

in der 11. Wahlperiode
Bek. d. Unfallkasse Nordrhein-Westfalen 

v. 18. 4. 2011

Die 1. öffentliche Sitzung der Vertreterversammlung der 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen in der 11. Wahlperiode 
fi ndet am 

Mittwoch, den 6. Juli 2011 

im NH Hotel Düsseldorf City-Nord, Tagungsraum „Düs-
seldorf 1–4“, Münsterstraße 230-238, 40470 Düsseldorf, 
statt.

Beginn der Sitzung: 13.00 Uhr

Düsseldorf, den 18. April 2011

Mirjam  F i s c h e r
Stellvertretende Vorsitzende des Wahlausschusses

– MBl. NRW. 2011 S. 149
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